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1. Der Wunsch nach einer 
diversifizierten und resilienten 
Energiewende
Anfang des Jahres wurden die Vorstel-
lungen der Bundesregierung zum Er-
satz fossiler Heizungsanlagen öffent-
lich. In der Folge setzte im Laufe des 
Sommers eine intensive Diskussion 
ein, die in einem Sturm der Entrüs-
tung mündete. Im Mittelpunkt stand 
dabei die tatsächliche oder auch nur 
so gedeutete Absicht der Verfasser 
der Novelle des Gebäudeenergiege-
setzes (GEG), die Wärmewende vor 
allem strombasiert mit Wärmepum-
pen umzusetzen. Davon fühlten sich 
die Betreiber der vielen fossilen Hei-
zungsanlagen verunsichert, die sich 
auf Wärmepumpen festgelegt sa-
hen, ohne dass über Alternativen in-
formiert wurde. Die angespannte Si-
tuation wurde durch Feststellungen 
wie der folgenden angeheizt: „Pers-
pektivisch wird zur Beheizung von Ge-
bäuden neben Fernwärme nur noch 
Strom als leitungsgebundener Energie-
träger zum Einsatz kommen“ (B. Mer-
kel). Es entwickelte sich als bedrohlich, 
dass für die Umstellung auf Wärme-
pumpen in der Regel viel Geld in die 
Hand genommen werden muss – wie-
viel wirklich, blieb dabei aber meistens 
im Unklaren. In der Summe führte der 
von der Bundesregierung geplante 
Ablauf der Wärmewende zu der ener-
giepolitischen Befürchtung, dass grü-
ner Strom zur dominanten, alleinigen 
Energiequelle wird, ohne dass Strom 
im erforderlichen Umfang vorhanden 
ist und sicher zur Verfügung steht. 
Es kann hier nur angedeutet wer-
den, welche Bedeutung eine kosten-
günstige und sichere Lieferung von 
Strom sowohl für Betreiber fossiler 
Heizungsanlagen als auch für Indus-
trie und Wirtschaft hat. Produktions-
bereiche wie die Stahl-, Glas- oder 
Zementerzeugung, Pharmazie- oder 
Chemieherstellung – um Beispiele zu 

Der Weg der Wärmewende 
in die Klimaneutralität
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Die Wärmewende soll 
diversifiziert und resilient 
erfolgen. Das wird in der 
Regel durch technische 
Vielfalt sichergestellt, die 
eine einseitige Abhängig-
keit ausschließt. Um eine 
einvernehmlich getragene 
Lösung zu erreichen, sind 
allerdings auch soziale und 
ökonomische Aspekte zu 
beachten. Die Diskussion 
um das Gebäudeenergie-
gesetz hat Hinweise ver-
mittelt, was berücksichtigt 
werden sollte.
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nennen – sind sehr energieintensiv 
und daher auf marktgerechte, wett-
bewerbsfähige Bedingungen ange-
wiesen. Für eine klimaneutrale Pro-
duktion muss grüner Strom in bisher 
nicht gekannten Größenordnun-
gen zur Verfügung stehen. Vor die-
sem Hintergrund wird es mehr als 
nur zum Spruch, dass die Wirtschaft 
dorthin wandert, wo Energie zuver-
lässig und preiswert zur Verfügung 
steht. Strom als einzige Lösung ist ein 
Flaschenhals. Das mag gelingen, Ri-
siken sind aber wahrscheinlich. Ver-
träglicher erscheint, wenn stattdes-
sen versucht wird, eine robuste kli-
maneutrale Energieversorgung auf 
der Basis verschiedener Energiequel-
len zu realisieren. 
Mit der Energiewende sind weitere 
Veränderungen verbunden, die Ein-
fluss auf die Lebens- und Arbeitswei-
sen nehmen. Sowohl im Allgemeinen 
als auch im Einzelnen wird dadurch 
vielen viel abverlangt. Es sollte daher 
alles getan werden, dass die Trans-
formation nicht nur technisch mög-
lichst diversifiziert und resilient, son-
dern auch sozialverträglich erfolgt. 

2. Die technische Machbarkeit 
einer klimaneutralen 
Wärmewende
In der Wärmewende sollte es darum 
gehen, dass für ihr Gelingen neben 
grünem Strom auch andere innovative 
Umsetzungen zum Tragen kommen. 
Anders als zu Beginn der Diskussionen 
um das GEG zu befürchten war, sind 
nach der Verabschiedung des Geset-
zes durch Bundestag und Bundesrat 
auch rechtlich Möglichkeiten für eine 
erfolgreiche Gestaltung vorhanden.

GEG-Optionen und die 65 %-Ver-
pflichtung
Laut GEG stehen als klimaneutrale 
Optionen für den Ersatz fossiler Hei-
zungsanlagen zur Verfügung:
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-	 Anschluss an ein Wärmenetz
-	� Einbau einer elektrisch angetriebe-

nen Wärmepumpe
-	 Einbau einer Stromdirektheizung
-	� Einbau einer Solarthermischen An-

lage
-	� Einbau einer Heizungsanlage zur 

Nutzung von grünem oder blauem 
Wasserstoff

-	� Einbau einer Wärmepumpen-Hy- 
bridheizung

-	 in Bestandsgebäuden der Einbau    
     einer Heizungsanlage zur Nutzung 
   von Biomasse unter Berücksichti- 
    gung von Anforderungen.
Die Anregungen infolge der Proteste 
zum Gebäudeenergiegesetz haben 
dazu geführt, dass das verabschiedete 
Gesetz durchaus andere Auslegungen 
erlaubt, als der Entwurf erwarten ließ. 
Als wichtigste Einsicht darf gelten, dass 
nicht durch Bund und Länder, sondern 
von den Kommunen und Gemeinden 
auf der Grundlage des GEG in kom-
munalen Wärmeplänen festzulegen ist, 
was wie vor Ort umgesetzt wird. Damit 
ist grundsätzlich klar, dass für die Wär-
meerzeugung und -versorgung neben 
grünem Strom weitere klimaneutrale 
Wärmequellen einzubeziehen sind. Es 
bietet sich die Chance, anstelle einer 
ausschließlichen Bindung an grünen 
Strom eine breite Basis zur Herstellung 
einer Diversifikation der Wärmeerzeu-
gung zu realisieren und damit zu einer 
resilienten Wärmeversorgung zu kom-
men. Mit dieser Zielsetzung können 
durch die Kommunen und Gemeinden 
für die Umsetzung der GEG-Optionen 
als Energiequellen eingeplant werden:
(1) Die von der Bundesregierung fa-
vorisierte Erzeugung der Wärme durch 
Strom. Die für grünen Strom erforderli-
che Infrastruktur steht im Großen und 
Ganzen bereits zur Verfügung, muss 
allerdings dem Bedarf entsprechend 
weiter ausgebaut und das Speicher-
problem grundlegend gelöst werden. 
Wärmepumpen sind vorhanden und 
können in den nächsten Jahren mas-
senhaft verbaut werden.
(2) Die Wärme kann durch klimaneu- 
trale Brennstoffe erzeugt werden. Das 
GEG nennt dafür grünen und blauen 
Wasserstoff. Dort, wo vorhandene 
Erdgasleitungen auf Wasserstoff um-
gestellt werden können bzw. neue 
Leitungen zu nutzen sind, können zu-
künftig Erdgas-Wärmeerzeuger durch 
Wasserstoff-Geräte ersetzt werden. 
Es muss entschieden werden, wo und 
wann auf Wasserstoff umgestellt wird. 

Dann können – allerdings voraussicht-
lich erst in den 30er Jahren – Wasser-
stoff-Geräte installiert werden.
(3) Wärme ist auch durch Abwärme 
aus der Industrie, aus heißem Was-
ser, warmer Luft, Abwässern allge-
mein, Haushaltsmüll, landwirtschaftli-
chen Reststoffen usw. zu gewinnen, zu 
bündeln und über Wärmenetze zu den 
Häusern/Wohnungen zu transportie-
ren. Wärmenetze sind verstärkt gefragt 
und werden voraussichtlich im Verlauf 
der Umstellung auf Klimaneutralität 
noch eine zentrale Rolle einnehmen.
Dass technisch betrachtet ein klima-
neutrales Heizen am sichersten in ei-
nem Mix der angeführten Möglich-
keiten – Strom, Verbrennung bzw. 
elektrochemische Wandlung, zirku-
läre Prozesse – zu betreiben ist, wurde 
in der Serie zur Wärmewende aufge-
zeigt (siehe Kasten). Dabei wurde vor 
dem Hintergrund der GEG-Novelle vor 
allem auf die Optionen geschaut, die 
sich vorrangig für einen massenhaften 
klimaneutralen Ersatz bisheriger fossi-
ler Heizungen anbieten. Das sind für 
Erdgas- und Heizöl-Wärmeerzeuger die 
strombetriebenen Wärmepumpen in 
dem von der Bundesregierung erwar-
teten Umfang. Das wird für viele wei-
tere der mit Erdgas betriebenen Hei-
zungsanlagen nach der Umstellung auf 
Wasserstoff der Austausch des fossi-
len Wärmeerzeugers durch ein Was-
serstoff-Gerät sein, wobei die vorhan-
dene Infrastruktur der Heizungsanlage 
erhalten bleibt. Und mit den Angebo-
ten zum Anschluss von Heizungsanla-
gen an Wärmenetze kann die auf zir-
kuläre-Prozesse fußende Energiequelle 
in einem noch nicht benannten Maße 
ausgebaut und einbezogen werden. 
Über diese auf Massenwirksamkeit 
ausgerichteten Optionen hinaus sollte 

gelten, dass auch weitere klimaneut-
rale Heizungsangebote gedacht, er-
probt und eingesetzt werden dürfen.
Neben den Optionen mit zu erwarten-
den schnellen und großen Fortschritten 
für die Wärmewende ist im GEG die 
65 %-Regelung von Bedeutung. Sie 
wird für Bestandsgebäude gestaffelt 
wirksam, wenn kommunale Wärme-
pläne existieren. Sie greift vorrangig 
in der Form hybrider Heizungen (z. B. 
Solarthermie, Wärmepumpen, Pellet-/
Kaminofen, Photovoltaik), wo sie eine 
ideale Ergänzung darstellt. So kann 
beispielsweise mit Photovoltaik anfal-
lender oder gespeicherter Strom zur 
Wärmeunterstützung verwendet oder 
aber auch ins Netz eingespeist werden. 
Auf Hybrid-Heizungen wird hier aber 
nicht näher eingegangen, da der Fo-
cus auf die generelle Klimaneutralität 
gerichtet ist.

Das Plus innovativer Angebote und 
ein sektorübergreifendes Energie- 
management
Für das Gelingen der Wärmewende 
werden nicht nur breitenwirksame 
Standardlösungen benötigt, viel-
mehr gilt es auch, ein vielschichti-
ges Geschehen in Hinblick auf wei-
tere klimaneutrale Auslegungen im 
Auge zu behalten und zu unterstüt-
zen. So werden Häuser und Woh-
nungen zunehmend mit Photovol-
taik, Stromspeicher, Solarthermie, 
Wallboxen für E-Autos ausgestattet. 
Die Abstimmung untereinander und 
das Zusammenspiel der Geräte mit-
einander wird dabei immer komple-
xer. Am weitestgehend sind Bestre-
bungen von Immobilienbesitzern ein-
zuschätzen, die sich mit Wärme und 
Strom klimaneutral autark versorgen 
wollen. Entsprechende Systeme kön-

Bild 1 •  Wasser-

stoffflaschen im 

Bündel 

Bild: HPS Home 

Power Solutions 

AG
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nen von ausgewiesenen Fachkräften 
zusammengestellt und installiert wer-
den, sind aber auch im Markt bereits 
erhältlich. Um gegebenenfalls Was-
serstoff selbst zu erzeugen, sind z. B. 
Photovoltaik, Batteriespeicher, Brenn-
stoffzelle, Elektrolyseur u. a. m. einzu-
beziehen. Wasserstoff kann aber auch 
in Flaschen geliefert bzw. gespeichert 
werden, die dann in einem Bündel 
außerhalb des Hauses zu lagern sind 
(Bild 1). Mit einer entsprechend ge-
planten und installierten Anlage ist 
ein autarker Betrieb möglich. Wer un-
ter solchen Bedingungen für Wärme 

und Strom an einem „Rundum-Sorg-
los-Paket“ interessiert ist, kann auch 
bei Contracting-Angeboten richtig 
liegen – wofür höhere Kosten zu ak-
zeptieren sind. Insgesamt ist zuneh-
mend von Anlagen und Geräten aus-
zugehen, die bedarfsgerecht vernetzt 
werden müssen – teilweise auch sek-
torübergreifend. Das erfordert Digi-
talisierung und Vernetzung sowie ein 
Energiemanagement.

Kommunale Wärmepläne
Was bis zu den Auseinandersetzungen 
um die Neufassung des GEG bundes-

weit fast grundsätzlich fehlte, ist die 
Herstellung von Fallklarheit: Vor Ort 
ist in Städten und Kommunen noch 
immer so gut wie ungeklärt, was ab 
wann wie geht. Nun hat die Bundes-
regierung im Kontext des GEG fest-
gelegt, dass bis spätestens 2028 die 
Fallklarheit durch Wärmepläne auszu-
weisen ist. Dann besteht bundesweit 
Eindeutigkeit darüber, mit welchen 
Energieträgern welche Versorgung 
vorzunehmen ist. In diese Vorgabe der 
Bundesregierung inbegriffen ist die Er-
stellung von Plänen für den Ausbau 
weiterer Wärmenetze bzw. bei Bedarf 
auch deren Dekarbonisierung. 
Für die Umsetzung der Wärmewende 
ist relevant, dass zeitliche Erneuerungs-
vorgaben so zur Planung genutzt wer-
den können, dass bei Ersatz einer 
Anlage das Enddatum für die Klima-
neutralität und die ab 2024 in Frage 
kommenden Termine entsprechend 
beachtet werden können. Immobili-
enbesitzer sollten den Ersatz der Hei-
zungsanlagen in den verbleibenden 
20 Jahren bis zum Erreichen der Kli-
maneutralität so planen können, dass 
die Auswechselungen mit der Lebens-
dauer der Heizungsanlagen so gut wie 
möglich korrespondieren. Markante 
Eckpunkte dafür sind z. B. Festlegun-
gen, dass ab 2030 oder auch erst ab 
2035 Erdgasleitungen teilweise oder 
vollkommen, für alle Gebiete oder auf 
Quartiere bezogen, auf Wasserstoff 
umgestellt sind. Vergleichbare Aussa-
gen müssen auch für die Erweiterung 
oder den Neubau von Wärmenetzen  
getroffen werden. Bei einem solchen 
Vorgehen können sich Betreiber von 
Heizungsanlagen terminlich und fi-
nanziell auf die Wärmewende einstel-
len. Das wird auch für die Entspannung 
der Lage bei Herstellern, Fachbetrieben 
und Handwerkern förderlich sein. Die 
vorgesehene CO

2-Bepreisung auf Hei-
zöl und Erdgas wird außerdem zuneh-
mend dazu führen, dass sich Entschei-
dungen für eine klimaneutrale Hei-
zungsanlage beschleunigt einstellen 
werden.

3. Die es direkt betrifft – 
Betreiber von Heizungsanlagen
Die Darstellung der technischen Optio-
nen der Wärmewende ist für die direkt 
Betroffenen wichtig. Sie wollen verste-
hen, wie die Transformation zu einer 
klimaneutralen Wärmeerzeugung und 
-versorgung gelingen kann. Damit wird 
die Basis für Vertrauen und Zuversicht 

VORSCHLAG FÜR EINE DIVERSIFIZIERTE UND RESILIENTE GESTAL-
TUNG DER WÄRMEWENDE

Wie und wann die Wärmewende klimaneutral sein wird, kann derzeit nie-
mand gesichert sagen. Es kann aber ein vorausschauender Gestaltungs-
anspruch reklamiert und ein Lösungsvorschlag mit Aussicht auf Erfolg zur 
Diskussion gestellt werden.

Teil 1: Voraussetzungen und Bedingungen der Gestaltung
Im Überblick wird zusammengefasst, wie die Voraussetzungen für die 
Klimaneutralität auf der Grundlage der erneuerbaren Energien – grüner 
Strom und grüner Wasserstoff – und die Beziehungen und Zusammen-
hänge von Strom und Wasserstoff aussehen. 
Die direkte Verwendung von erneuerbarem Strom ist besonders energie-
effizient. Das führt dazu, dass das Heizen mit Strom als favorisierte Vari-
ante empfohlen wird.

Teil 2: Heizen mit Strom
Es wird dargestellt, wofür sich vor allem Wärmepumpen unterschiedlicher 
Ausführung anbieten. Wärmepumpen sind vorgesehen, um in der Zukunft 
einen großen Teil der Wärmeversorgung abzudecken. Es wird dargestellt, 
wie das geht und wo Grenzen gesehen werden. 
Neben Wärmepumpen empfiehlt sich Wasserstoff für den Einsatz im Wär-
mebereich. Das gilt vor allem für die vielen Heizungsanlagen im Gebäu-
debestand, die in der Vergangenheit und bis auf weiteres vor allem mit 
Erdgas versorgt werden. 

Teil 3: Wasserstoff im Wärmebereich 
Das Wasserstoff eine Universalenergie ist, wird allgemein anerkannt. Daher 
wird argumentativ vertreten, dass Wasserstoff auch Teil der Wärmewende 
sein muss. Es wird erläutert, wie die vorhandene Infrastruktur (Erdgaska-
vernen, Erdgasnetz, Heizungsanlagen) bei Ersatz durch H2-Ready-Anlagen 
vorteilhaft zu nutzen ist und welche Vorteile der Einsatz von Brennstoff-
zellen-Heizgeräten bringt. 
Über Wärmepumpen und Wasserstoff-Wärmeerzeuger hinaus gibt es wei-
tere klimaneutrale Möglichkeiten zur Erschließung ergänzender Wärme-
quellen.

Teil 4: Wärmenetze und weitere GEG-Optionen 
Es ist naheliegend, auch Abfälle und Reststoffe für klimaneutrales Heizen 
zu nutzen. Innovative Möglichkeiten wie z. B. kalte Nahwärme können 
die breitenwirksamen Standardlösungen mit Strom und Wasserstoff er-
gänzen. Es wird dafür plädiert, im Verlauf der Wärmewende so vorzuge-
hen, dass grüner Strom und grüner Wasserstoff nicht verknappt werden, 
sondern größtmöglich verschont bleiben.
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geschaffen. Es kann aufgezeigt wer-
den, was Einzelne tun können, wie 
zu Handeln und was zu investieren ist. 
In diesem Zusammenhang ist an die 
Aussage von Bundeswirtschaftsminis-
ter Habeck zu erinnern, dass man „Be-
troffene zu Beteiligten machen muss“. 
Das fällt gegenwärtig nicht leicht, muss 
aber erreicht werden, um zielführend 
zu sein. In den vergangenen Jahren 
mussten von der Bevölkerung viele Pro-
bleme bewältigt werden, die zu einer 
allgemeinen Müdigkeit und zur inhalt-
lichen Distanz geführt haben: Finanz-
krise, Flüchtlingskrise 2015, Pandemie, 
Ukrainekrieg, Klimakrise, Migrations-
schwierigkeiten, Inflation. Nun kommt 
auch noch das Heizen als Problem 
hinzu. Und das alles muss mit der ei-
genen Lebenspraxis und Verhältnissen 
in Einklang gebracht werden, was in 
diffuser Form individuell als bedrohlich 
bis existentiell empfunden wird.
Es ist bekannt, dass zentrale Lösungs-
strategien aus vielfachen Gründen 
schwierig sind, wie das Beispiel des 
nicht so recht vorankommenden Aus-
baus der Stromtrassen deutlich zeigt. 
Zum Gelingen der Wärmewende kann 
daher wesentlich beitragen, wenn die 
im vergangenen Jahrzehnt vorherr-
schende positive Einstellung der Bevöl-
kerung zur Energiewende, die in der 
Auseinandersetzung um das GEG ge-
litten hat, wieder herzustellen ist. Dazu 
ist stimmig aufzuzeigen, dass die Wär-
mewende zwingend ist und alle dazu 
beitragen müssen, um der Klimakrise 
zu begegnen. Geforderte Aktivitä-
ten müssen allerdings einsichtig und 
vor allem auch leistbar sein. Die poli-
tischen Stellen – Bund, Länder, Kom-
munen – müssen es der Bevölkerung 
möglich machen, den Erfordernissen 
zu entsprechen, Unzumutbares und 
Überforderndes sollten unterbleiben. 
Es ist eine Situation anzustreben, in 
der sich die Bevölkerung für die Trans-
formation und die vorgesehenen Um-
setzungspläne einsetzt. Wenn man in 
Entscheidungen und Entwicklungen 
eingebunden wird, gibt es eine andere 
Zuversicht und Betroffenheit. Verän-
derungen verlieren ihre anfängliche 
Bedrohung. Die Chance, zu einer Kli-
maallianz zu kommen, sollte ergriffen 
werden. Das erscheint auch machbar, 
da in den Kommunen und Gemein-
den entschieden wird, was vor Ort 
geht. Da darf nicht von oben herab ig-
noriert werden, wenn Bedenken und 
Zweifel geäußert und Wünsche vorge-

stellt werden. Vertrauen und Zuversicht 
in die vorgesehenen Maßnahmen sind 
aufzubauen und zu fördern. Das ge-
schieht in aller Regel am besten über 
Teilnahme und Beteiligungen, die z. B. 
mit einer einfachen Anbringung von 
Balkonsolarzellen beginnen und bei 
dem umfänglichen Einbau von Brenn-
stoffzellen-Heizgeräten zur effizienten 
Erzeugung von Wärme und Strom en-
den können. 
Dezentrale Lösungen sind i. d. R. über-
schaubar und konfliktarm, wofür es 
gute Beispiele gibt. Es ist zu empfeh-
len, dem Ansatz „small is beautiful“ 
auch Chancen einzuräumen. Dezen-
trale Wärmeversorgung bietet eine 
Reihe von Vorteilen, die man im Hin-
blick auf eine zukünftige Wärmever-
sorgung reflektieren sollte. Dezentra-
lisierung sollte ein fairer, regionaler, si-
cherer Teil der Wärmewende sein. Man 
könnte grundsätzlich über Kommunen 
und Gemeinden die dortigen Bewoh-
ner finanziell beteiligen (siehe beispiel-
haft Bürgerwindpark Simmerath). Die 
Öffentlichkeit kann grundsätzlich Be-
teiligungen vorsehen, über die Bürger- 
innen und Bürger vor Ort anteilig in 
Projekte eingebunden sind. Es ist zu er-
kennen, dass die Attraktivität solcher 
Angebote durchaus gegeben ist. Bür-
ger, die sich in Energie-Genossenschaf-
ten organisieren, belegen das.
Es ist auch an der Zeit, die Anforde-
rungen im Wärmebereich zu reflek-
tieren. Das bezieht sich nicht nur auf 
Heizungsanlagen, auch bei Ausbau 
und Dämmung sollte man im Rah-
men der Möglichkeiten bleiben und 
einer Normalität entsprechen. Auf-
wand und Erfolg müssen in eine Bi-
lanz passen. Das gilt sowohl bei Maß-
nahmen im Neubau als auch im Be-
stand. Die Grenzen des Dämmens 

sollten beachtet, das Sanieren in Re-
lation zum Aufwand stehen. Die He- 
rausforderungen und Anforderungen 
an Betreiber von Heizungsanlagen 
müssen einsehbar und leistbar sein.

4. Die es können müssen – 
Heizungsfachkräfte
Die Heizungsbranche ist durch fossile 
Brennstoffe geprägt. Demgemäß wa-
ren und sind in der Aus- und Wei-
terbildung Heizöl und Erdgas zen- 
trale Themen. Für einige Jahre wird 
es auch noch so sein, doch erneuer-
bare Energien sind zunehmend ge-
fragt. Darauf muss sich in Abhängig-
keit vom Verlauf der Wärmewende 
sowohl die Aus- als auch insbeson-
dere die Weiterbildung ab sofort 
einstellen. Sie müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass das Heizen – je nach 
Festlegung der kommunalen Wärme-
pläne und dem dadurch bedingten 
Verlauf der Wärmewende vor Ort – 
zukünftig stromgeführt, durch klima-
neutrale Brennstoffe oder durch zir-
kuläre Prozesse erfolgen wird.
Im Hinblick auf die strombasierte 
Variante des Heizens ist die fachli-
che Umstellung auf Wärmepumpen 
bereits im vollen Gange. Es ist zutref-
fend, dass sich Heizungsfachkräfte 
bisher nur zögerlich auf Wärmepum-
pen eingelassen haben. Um die Ver-
säumnisse auszuräumen und schnell 
aufzuholen, werden durch das Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) Weiterbildungskurse 
zur Vermittlung der dringend erfor-
derlichen Qualifikationen für Wärme-
pumpen gefördert. Auch die Ausbil-
dung nimmt diese Entwicklung ernst, 
wie vielfache Bemühungen um Inte- 
gration der Wärmepumpentechnik in 
die Ausbildungspläne der Berufsschu-

Bild 2 • Was-

serstoffanlage 

H2POWER-

PLANT 

Bild: WILO SE
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len und Überbetrieblichen Bildungsstät-
ten zeigen. Für Berufsbildungseinrich-
tungen liegt die Herausforderung nicht 
im Theoretisch-fachlichen, sondern vor-
rangig in der fehlenden Ausstattung für 
eine handlungsorientierte Vermittlung 
der Wärmepumpentechnik. In der Ver-
gangenheit wurden die beruflichen 
Einrichtungen für die Heizungstechnik 
durch die Hersteller und das Handwerk 
großzügig mit Erdgas- und Heizölgerä-
ten ausgestattet. Die Umstellung der La-
bore und Werkstätten auf klimaneutrale 
Geräte läuft derzeit erst an. Sie wird da-
durch erschwert, dass Wärmepumpen 
zum einen im Markt stark nachgefragt 
und daher knapp sind. Zum anderen 
sind Wärmepumpen sehr unterschied-
lich und schlagen dadurch finanziell ent-
sprechend zu Buche.
In Bezug auf Wasserstoff haben Aus- 
und Weiterbildungsangebote für den 
Ersatz der fossilen Erdgas-Heizungen 
gegenwärtig so gut wie noch keine 
Bedeutung. Zwar sind bereits einige 
Brennstoffzellen-Heizgeräte im Markt 
und Hersteller befassen sich mit H2-rea-
dy-Geräten, ein praktischer Bedarf exis-
tiert gegenwärtig nicht. Man ist aber 
gut beraten, keine Mangelsituation 
wie derzeit bei Wärmepumpen entste-
hen zu lassen. Hier geht die Industrie 
beispielhaft voraus, wie Bild 2 mit der 
Wasserstoffanlage H2POWERPLANT 
zeigt. An einer für Wasserstoff relevan-
ten Ausstattung der Werkstätten und 
Labore der Berufsbildungseinrichtungen 
ist proaktiv zu arbeiten.
Auch auf Wärmenetze bezogen sind 
noch Anpassungsmaßnahmen in der 
Aus- und Weiterbildung vorzunehmen. 
Der geplante verstärkte Einbezug von 
Heizungsanschlüssen an Wärmenetze 
ist mit einer entsprechenden Qualifizie-
rung zu beantworten. Bei Wärmenet-
zen stellen sich in Hinblick auf Größe, 
Umfang und Zuständigkeiten die Ver-
hältnisse als weitgehend bekannt dar. 
Da es sie schon länger gibt, liegen ent-
sprechende Erfahrungen vor, auf de-
ren Grundlage die Erweiterung erfol-
gen kann.
Grundsätzlich gilt, dass die aufgezeig-
ten Entwicklungen durch intensive 
Vernetzungen auf der Basis digitali-
sierter Geräte und Anlagen gekenn-
zeichnet sind. Die Digitalisierung ist 
daher als fester Bestandteil der Aus- 
und Weiterbildung zu verankern. Trotz 
all der vielen Erneuerungen bleibt aber 
zu berücksichtigen, dass auch die Hy-
draulik der Anlagen ihre zentrale 

Rolle verstärkt. Das gilt vor allem bei 
sensiblen Wärmepumpen mit wasser-
geführten Heizungsanlagen.
Auch in der Branche scheint hinsicht-
lich der Installation von Heizungsanla-
gen ein gewisser Realismus einzutreten. 
Es wird diskutiert, dass Vereinfachungen 
bei Vorschriften und Auflagen erfolgen 
müssen, damit sich Immobilienbesitzer 
für bauliche Maßnahmen überhaupt 
noch entscheiden. Bei Dämmungen 
und Sanierungen im Bestand ist zu fra-
gen, wieweit entsprechende Maßnah-
men voran zu treiben sind: Können 
Häuser so aufwendig und umfänglich 
saniert werden, wie es die EU plant? Ist 
die physikalische Realität von Wohnun-
gen und Heizungsanlagen nicht zumin-
dest so weit anzuerkennen, dass natür-
liche Verhältnisse zu akzeptieren sind? 
Getreu dem Motto: Wenn man Klima-
neutralität erreichen will, ist auch ein 
Sinn für Realitäten angesagt. Man sollte 
sich nicht in Wunschvorstellungen und 
100 %-Anforderungen verlieren, die 
nicht einlösbar sind. Es darf nicht so zu-
gespitzt werden, dass Lösungen nicht 
mehr machbar sind.

5. Schlussbetrachtung
Die Klimakrise ist eine soziale Frage: 
Sie geht einher mit Wohlstand und 
Reichtum. Sie wurde und wird haupt-
sächlich von westlichen sowie ent-
wickelten Gesellschaften verursacht. 
Unter den Folgen leiden aber vor al-
lem die ärmeren – allerdings nicht 
nur. Geht man vom ökologischen 
Fußabdruck aus, ist die einzuschla-
gende Richtung klar. Zurzeit beträgt 
der Durchschnittswert der Deutschen 
am Ausstoß von CO

2 11 t/Jahr. Damit 
das Klima sich verbessert, dürfte in 
Zukunft in Deutschland jede Person 
im Durchschnitt nur noch 3 Tonnen 
CO2 pro Jahr erzeugen. Die Mahnung 
des Expertenrates ist eindeutig: „Die 
bisherigen Maßnahmen reichen bei 
Weitem nicht“. Die Klimakrise hat 
damit das Potenzial, das herrschende 
Wachstum orientierte Denken in 
Grundstrukturen zu erschüttern. Es 
scheint klar, dass eine relevante Er-
neuerung des wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Handelns dring-
lich ist.
Das GEG war überfällig. Klug war 
aber nicht, missverständlich oder 
gewollt einseitig ausschließlich auf 
Strom zu setzen. Dennoch bleibt 
richtig, dass aufgrund langjähriger 
Versäumnisse nun auch mit Wärme-

pumpen ein wesentlicher Schritt in 
der Wärmewende gemacht wird. Um 
auch den nächsten machen zu kön-
nen, wäre es ratsam, wenn mit Was-
serstoff für weitere Millionen fossiler 
Heizungsanlagen ab bzw. nach den 
30er Jahren als Ersatz für Erdgas der 
noch fehlende Meilenstein gesetzt 
wird. Im Prozess der Wärmewende 
sollten außerdem mit Wärmenetzen 
zusätzliche Potenziale erschlossen 
werden, die Strom und Wasserstoff 
entlasten.
Gelingt die Wärmewende, dann ist 
mit dem Erreichen der Klimaneut-
ralität ein wichtiges Ziel eingelöst. 
Damit darf aber kein „weiter so wie 
bisher“ verbunden sein. Auch zu-
künftig jährliche Steigerungsraten 
anzustreben, wird weiter Probleme 
bringen. Die „Grenzen des Wachs-
tums“ wurden bereits vor 50 Jahren 
vom Club of Rome aufgezeigt. Auch 
wenn die damals genannten Zahlen 
nicht zutreffend waren, verursacht 
seitdem das mit dem Wachstum ent-
standene Zerstörungspotential in 
Form von Stürmen, Platzregen, Hitze 
und Dürren unvorstellbar große 
Schäden. Wer zu den Grenzen des 
Wachstums neue zeitgemäße Daten 
wünscht, ist auf die Arbeiten zu den 
„planetaren Grenzen“ verwiesen. In 
diesen Studien werden neun Gren-
zen definiert, von denen eine der Kli-
mawandel ist. Das dramatische der 
planetaren Grenzen: Bereits sechs 
der behandelten Grenzen, darun-
ter auch der Klimawandel, sind be-
reits überschritten. Probleme der Zu-
kunft werden daher nicht mit Lösun-
gen bei grünem Strom und grünem 
Wasserstoff bewältigt sein, sondern 
werden überall dort weiter auftau-
chen, wo Ressourcen mit Endlich-
keitsmerkmalen massenhaft „ver-
braucht“ werden.
Für das Gelingen der Wärmewende 
bleibt abzuwarten, ob die dargestell-
ten und angedachten Entwicklungen 
eintreffen. Wer die Optionen für eine 
klimaneutrale Erzeugung und Versor-
gung mit Wärme betrachtet, wird das 
Gelingen der Wärmewende für wahr-
scheinlich halten. Sie muss auch ge-
lingen, da es derzeit keine Alternative 
gibt. Je nach Zwischenergebnis ist bei 
Bedarf zu reagieren und einzugreifen. 
Das fällt aber einfacher, wenn von 
Anfang an nach einem diversifizier-
ten und resilienten Konzept der Wär-
mewende verfahren wird.


